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Kanton Aargau 
Gemeinde Rümikon 

Gestaltungsplan „Bubenwiesen" 
Sondernutzungsvorschriften 

1. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Ingress 

Die Gemeinde Rümikon erlässt gestützt auf die Art. 14 - 18 des Bundesgesetzes über die 
Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979 sowie § 21 des Baugesetzes des Kantons Aargau 
(BauG) vom 19. Januar 1993 den nachstehenden Gestaltungsplan mit dazugehörenden Son-
dernutzungsvorschriften. 

Art. 1 Geltungsbereich / Gebietsabgrenzungsbegriffe 

Das Gestaltungsplangebiet umfasst die im Gestaltungsplan 1:500 eingegrenzten Teile der im 
Zonenplan der Gemeinde Rümikon als Wohnzone W2 bzw. Dorfzone D ausgeschieden ist. 
Diese Vorschriften gelten für das im Gestaltungsplan mittels „Perimeter des Gestaltungsplanes" 
bezeichnete Gebiet. 

Art. 2 Zweck 

Der Gestaltungsplan soll für das Baugebiet „Bubenwiesen" die rechtliche Grundlage für die 

Erschliessung bilden und eine geordnete baulich Entwicklung sicherstellen. 

Art. 3 Pläne 

Der Gestaltungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Teilen: 

Gestaltungsplan „Situation" 1:500 
Längenprofil „Strasse Nr. 1" 1:500 / 1:50 

- Ouerprofile 01 - 03 1:100 
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Art. 4 Inhalt und Wirkung 

Der Gestaltungsplan regelt rechtsverbindlich: 

- Verkehrstechnische Erschliessungsanlagen 
- Bau- und Strassenlinien 
- Lärmschutz entlang Kantonsstrasse K 131 
- Strassenraumgestaltung 
- Parkierung 

Art. 5 Stellung zur Bauordnung 

Soweit diese Sondernutzungsvorschriften keine abweichenden Regelungen treffen, gilt die 
Bau- und Nutzungsordnung der Gemeinde Rümikon vom 15. Dezember 1989 

II. BAU- UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

Art. 6 Lage und Stellung von Neubauten 

Die Lage und Stellung von Neubauten ist vorbehältlich der im übergeordneten Recht geregel-
ten Abstandsbestimmungen grundsätzlich freigestellt. 

Art. 7 Lärmschutz entlang K 131 

An der im Gestaltungsplan bezeichneten Lage muss eine Lärmschutzwand erstellt werden. 
Die jeweilige absolute Höhe dieser 2.5 m hohen Lärmschutzwand ist in den Querprofilen 01 
- 03 als Kronenhöhe definiert. 

Im Baubereich mit lärmtechnisch bedingten Einschränkungen sind in den jeweiligen Oberge-
schossen Räume mit lärmempfindlichen Nutzungen, die gegen die Kantonsstrasse ausge-
richtet sind, nur gestattet, wenn die entsprechenden Räume gleichzeitig über kantonsstras-
sen-abseitige Fenster (Aspektwinkel max. 900) gelüftet werden können. 

Art. 8 Abstellplätze 

Bezüglich Anzahl und technische Gestaltung der Abstellplätze gelten die §§ 25 und 26 
ABauV. 

Oberirdische Parkplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen zu versehen. 

Art. 9 Strassenraumgestaltung 

Bei der Projektierung der im Gestaltungsplan enthaltenen Quartiererschliessungsstrasse Nr. 1 
ist insbesondere dem auf diesem Trasse verkehrenden Zweiradverkehr bezüglich Verkehrssi-
cherheit besondere Beachtung zu schenken. Entsprechende gestalterische Massnahmen sind 
im jeweiligen Detailprojekt vorzusehen. 



Art. 10 Arealüberbauungen 

Für Arealüberbauungen sind die Voraussetzungen gern. § 21.2 ABauV zu erfüllen. 
Zusätzlich sind gestützt auf § 21.3 ABauV mindestens die Hälfte der notwendigen Abstellplätze 
in unterirdischen Sammelgaragen zusammenzufassen. 

Die zonengemässe maximale Vollgeschosszahl darf nicht überschritten werden. 

Art. 11 Zulässige Grundmasse 

Bezüglich der zulässigen Grundmasse gelten die entsprechenden Paragraphen der kommu-
nalen Bau- und Nutzungsordnung. 

Art. 12 Fussweg 

Der im Gestaltungsplan bezeichnete Fussweg ist servitutarisch zu sichern. Die genaue Lage 
und Ausgestaltung wird im Rahmen des Bauprojektes festgelegt. 
Er ist mit einem Hartbelag auszustatten. 
Die Abstände für Einfriedungen bemessen sich nach § 111 Abs c) und d) BauG. 

Art. 13 Bachverlauf und -ausgestaltung 

Die Anlage und Ausgestaltung des offengelegten Teilstückes des Baches richtet sich nach 
den entsprechenden Bestimmungen in der übergeordneten Gesetzgebung bzw. der Anord-
nungen der entsprechenden kantonalen Fachstellen. 

III. VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Art. 14 Abweichungen 

Abweichungen vom Gestaltungsplan können von Gemeinderat bei Vorliegen der Vorausset-
zungen von § 67 BauG gestattet werden. 

Art. 15 Kontaktnahme vor Projektierung / Begutachtung 

Zur Erreichung einer guten Gestaltung im Sinne dieser Vorschriften sind Bauvorhaben im Rah-
men einer Arealüberbauung vor deren Projektierung der Gemeinde zu melden. 

Der Gemeinderat kann die einzelnen Projekte auf Kosten des Gesuchstellers fachmännisch 
begutachten lassen. 

Art. 16 Inkrafttreten 

Der Gestaltungsplan tritt mit Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 

Obersiggenthal, im Mai 2004 / Co 
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